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(Nr. 12264.) Geſetz über Anderungen in der Beamtenbeſoldung. Vom 19. April 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
SE 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſtein⸗ 
kommensgeſetz) vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 8. Februar 1921 (Geſetzſamml. S. 300) und des Geſetzes über eine Anderung der 
Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 24. November 1921 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 553) wird wie folgt geändert: 


I. Im § 7 Abſ. 1 Satz 5 (Dienſtwohnungen) werden die Zahl 20 000 jedesmal durch die 
Zahl 24000 und die Zahl 30 000 durch die Zahl 36 000 erſetzt. 


II. Im § 14 (Ortszuſchlag der nichtplanmäßigen Beamten) erhalten Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 
folgende Faſſung: 

(1) Zur Grundvergütung der nichtplanmäßigen Beamten tritt als weiterer Beſtandteil des 
Dienſteinkommens ein Ortszuſchlag in Höhe des Ortszuſchlags, den ſie als planmäßige Beamte 
in der erſten Gehaltsſtufe derjenigen Beſoldungspruppe beziehen würden, in der ſie bei regelmäßigem 
Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden. 

(e) Für die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung bei den wiſſenſchaftlichen 
Hochſchulen und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten 
und Inſtitute beträgt der Ortszuſchlag 100 v. H. des Ortszuſchlags, den ſie als planmäßige 
Beamte in der erſten Gehaltsſtufe der Beſoldungsgruppe 10 beziehen würden, und ſobald die 
ihnen gewährte Grundvergütung in ihrer Höhe den Grundgehaltsſätzen dieſer Beſoldungsgruppe 
entſpricht, 100 v. H. des Ortszuſchlags, den ſie als planmäßige Beamte in der von ihnen er⸗ 
reichten Vergütungsſtufe beziehen würden. 


Geſegſammlung 1922. (Nr. 1226412265.) 


Ausgegeben zu Berlin den 24. April 1922. 18 
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105 § 17 erhält folgende Faſſung: 

) Außer dem Dienſteinkommen erhalten die Beamten Kinderbeihilfen in der Weiſe, daß für 
jedes ind bis zum vollendeten 6. Lebensjahre monatlich 200 , bis zum vollendeten 14. Lebens⸗ 
jahre monatlich 250 .4 und bis zum vollendeten 21. Lebensjahre monatlich 300 % gezahlt werden. 
Für Kinder vom 14. bis 21. Lebensjahre wird die Kinderbeihilfe nur gewährt, wenn das Kind 


1. ſich in der Schulausbildung oder in der Ausbildung für einen künftig gegen Entgelt 
auszuübenden Lebensberuf befindet oder wenn es wegen körperlicher oder geiſtiger Ge- 
brechen dauernd erwerbsunfähig iſt, und 

kein eigenes Einkommen von mehr als 4000 % jährlich hat. Überſteigt das eigene 
Einkommen des Kindes den Betrag von 4000 15 weniger als den Betrag der 
Kinderbeihilfe einſchließlich Ausgleichszuſchlag ($ 18), jo. wird die Kinderbeihilfe um 
den Betrag gekürzt, um den das eigene into des Kindes den Betrag von 
4000 / überſteigt. Als eigenes Einkommen des Kindes gilt auch das den Beamten 

N kraft der elterlichen Nutznießung aus Kindesvermögen zufließende Einkommen. 

(2) Die Kinderbeihilfe wird gewährt: 

a) für eheliche, für ehelich erklärte und für an Kindes Statt angenommene Kinder; 

p) für Stiefkinder, die in den Hausſtand des Beamten aufgenommen ſind; 

e) auf Antrag für uneheliche Kinder, wenn die Vaterſchaft des Beamten feſtgeſtellt iſt und 
er das Kind in ſeinen Hausſtand aufgenommen hat oder auf andere Weiſe nachweislich 
für den vollen Unterhalt des Kindes aufkommt, oder wenn der Unterhalt von der Beamtin 

als Mutter gewährt wird. Antragsberechtigt iſt außer dem Beamten ſelbſt auch der 
Vormund des Kindes. An wen die Beihilfe auszuzahlen iſt, beſtimmt das Vormund— 
ſchaftsgericht. 

(3) Für ein und dasſelbe Kind darf die Beihilfe nur einmal gewährt werden. Verheirateten 
weiblichen Beamten wird die Kinderbeihilfe für gemeinſame Kinder nur gewährt, wenn der Ehe— 
mann bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung des 
ſtandesmäßigen Unterhalts der Familie, dieſe zu unterhalten. Das Recht auf den Bezug der 
Beihilfe ruht, ſoweit für ein Kind aus Mitteln des Reichs, der Länder, anderer öffentlicher Ver⸗ 
bände oder anderer Arbeitgeber eine entſprechende Beihilfe gezahlt wird. 


(4) Bei den im § 4 Abſ. 3 genannten Beamten wird die Kinderbeihilfe in demſelben Verhältnis 
gekürzt wie der Ortszuſchlag. 
(5) Die Kinderbeihilfe wird im voraus gezahlt, und zwar vom Beginne des Kalendermonats 
an, in dem die für die Gewährung maßgebenden Vorausſetzungen eintreten. 
(e) Die Kinderbeihilfe fällt weg: 


a) bei Beendigung des Beamtenverhältniſſes mit Wegfall der ſonſtigen Dienſtbezüge; 

bp) mit dem Ablauf des Kalendervierteljahrs, in dem die ſonſtigen Vorausſetzungen für die 
Gewährung wegfallen, insbeſondere das Kind das 14. oder 21. Lebensjahr vollendet, 
ſtirbt oder eine Ehe eingeht; 

c) mit dem Ablauf des Monats, in dem das Kind nach vollendetem 14. Lebensjahr ein 
Einkommen bezieht, das den Betrag von 4 000 / um mindeſtens den Betrag der 
Kinderbeihilfe einſchließlich Ausgleichszuſchlag überſteigt. 


1 


8 
IV. Im 8 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 
Der Ausgleichszuſchlag wird bis zu einer anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushalts⸗ 


plan oder durch beſonderes Geſetz bei allen im Abf. 1 genannten Bezügen gleichmäßig auf 
30 v. H. feſtgeſetzt. es 

V. Im $18 wird als Abſ. 3 folgende Beſtimmung eingefügt: b 

Als beſonderen Ausgleichszuſchlag erhalten die verheirateten männlichen planmäßigen und 
nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten für die unterhaltsberechtigte Ehefrau eine Frauen⸗ 
beihilfe, welche bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes 
Geſetz auf 2 500 / jährlich feſtgeſetzt wird. Die Frauenbeihilfe wird auch Witwern gewährt, 
wenn ſie im eigenen Hausſtand für den vollen Unterhalt von Kindern aufkommen, für welche ſie 
nach § 17 Kinderbeihilfen beziehen. 8 i 

Die Frauenbeihilfe wird im voraus, und zwar vom Beginne des Kalendermonats an, gezahlt, 
in dem die für die Gewährung maßgebenden Vorausſetzungen eintreten. 


Sie fällt weg: i 
a) bei Beendigung des Beamtenverhältniſſes mit Wegfall der ſonſtigen Dienſtbezüge; 
p) mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, in dem die ſonſtigen Vorausſetzungen für die 
Gewährung wegfallen, insbeſondere die Ehe aufgelöſt wird. 


VI. Im 8 23 wird als Abſ. 4 folgende Beſtimmung eingefügt: 
Die Frauenbeihilfe ($ 18 Abſ. 3) erhalten die verheirateten und verwitweten männlichen Warte⸗ 
geld- und Ruhegehaltsempfänger bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushaltsplan oder 


durch beſonderes Geſetz als beſonderen Verſorgungszuſchlag in derſelben Höhe und nach denſelben 
Grundſätzen wie die im Dienſt befindlichen Staatsbeamten. 


Abſ. 4 und 5 des § 23 werden Abſ. 5 und 6. 


VII. In der Anlage 1 (Befoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) 
werden die Grundgehaltsſätze mit Ausnahme der Einzelgehälter in den Abſchnitten I, II, III und IV 
wie folgt geändert: 


J. Aufſteigende Gehälter. 


A. Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 
Gruppe 1: 11000 — 11 700 — 12 400 — 13 000 — 13 600 — 14 200 — 14 800 — 15 400 — 
16 000 / jährlich, 
» 2: 13500 — 14100 — 14700 — 15300 — 15900 — 16500 — 17000 — 17 500 — 
18 000 / jährlich, 
» 3: 15 000 — 15700 — 16 400 — 17000 — 17600 — 18 200 — 18800 —- 19400 — 
20.000. jährlich, 
„ 4: 16 000 — 16800 — 17600 — 18 300 — 19 000 — 19 700 — 20 300 — 20 900 — 
21500 jährlich, f ö 5 
> 5: 17.000 -— 18 000 — 19000 — 19 800 — 20 600 — 21200 — 21 800 — 22400 — 
23 000 / jährlich, g 
18 
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Gruppe 6: 18 500 — 19500 — 20 500 — 21.300 — 22 100, — 22,900 — 23.600 — 24 300 — 
25 000 / jährlich, Ä 3 : = ; Se, 
» 7: 20000 — 21000 — 22000 — 23 000 — 24000 — 25000 — 26000 — 27000 — 
28 000 / jährlich, = Bewer 
„ 8: 22000 — 23500 — 25 000 — 26200. — 27.400 — 28600 — 29800 — 31.000 % 
jährlich, 
„ 9 25 000 — 26 600 — 28200 — 29 800 — 31 400 — 33 000 — 34 500 — 36 000 % 
jährlich, . 
„ 10: 28 000 — 30 000 — 32.000 — 34 000 — 36 000 — 38 000 — 40 000 — 42 000 #6 
jährlich, | ee 
„ 11: 32000 — 34500 — 37 000 — 39500 — 42 000 — 44000 — 46000 — 48000 # 
a jähllich Fr x 
„ 12: 40 000 — 44000 — 48 000 — 51.000 — 54000 — 57000 — 60 000 / jährlich, 
» 13: 53 000 — 60 000 — 67 000 — 74 000 — 80 000 # jährlich. 


B. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. 
1. Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 18000 — 19000 — 20 000 — 20 900 — 21800 — 2: 
23 600 — 24 500 /, 2 re 
„Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 19500 — 20500 — 21500 — 22500 — 23500 — 24500 — 
25500 — 26500 % 
3. 41 500 & im Durchſchnitt; Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 30 000 — 33.000 — 36000 — 38 000 — 

40 000 — 42.000 — 44.000 — 46 000 M, höͤchſtens jedoch 60 000 M, 

4. 52 000 % im Durchſchnitt; Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 38 500 — 41500 — 44500 — 

47 500 — 50 500 — 53 000 — 55500 — 58 000. ,, höchſtens jedoch 75 000 M, 

5. 55 000 „ im Durchſchnitt; Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 40 000 — 44500 — 49000 — 53 000 — 

57.000 — 61000 — 64.000 /, höchſtens jedoch 78 000 M. 

VIII. Im Abſchnitt B (Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen) der Anlage 1 wird in der 
Anmerkung zu Gruppe 1 und 2 die Zahl 22500 durch die Zahl 27000 und die Zahl 24500 
durch die Zahl 29 000 erſetzt. 

IX. In den Schlußbemerkungen zur Anlage 1 Abſchnitt C (Nebenbezüge) ift bei Ziffer oc 
an Stelle von »3500 Aa zu ſetzen: »3 000 A. 


X. Die Anlage 2 (Ortszuſchlag) erhält folgende Faſſung: 


Der Ortszuſchlag beträgt für planmäßige Beamte 
a N in den Orten der Ortsklaſſe 


DD 


700 — 


1 


A B € D E 
bei einem Grundgehalte SE jährlich : Durchſchnitt 
Mark Mark Mark x Mark Mark Mark = 
bis 14800 3200 2400 2000 1600 1200 2080 
über 14 800 bis 16 500 4000 ee 25222190088 29.210002: 1500 2600 
» 16 500 » 19800 4800 3 600 3.000 2400 1800 3120 
„ 19800 » 21800 5 600 4200 3500 2800 2100 3640 
» 21800 „ 27400 6400 4800 4000 3200 2400 4160 
„ 27 400. „ 40 000 7200 5400 4500 3600 2700 4 680 
„ 40 000 8.000 6000. 5 000 4000. 3000. 5 200 
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XI. In der Anlage 3 (Nachweiſung der Dienſtbezüge für die nichtplanmäßigen unmittelbaren 
Staatsbeamten) erhält 

1. die Ziffer 1 folgende Faſſung: 

Es betragen die Grundvergütungsſätze vom Beginne des 


5 2. 8. 4. 5. 

Auwärterdienſtjahrs ab 
e e een 70 80 85 90 96 
e eee ee ee ee 80 85 90 95 — 


vom Hundert des Anfangsgrundgehalts derjenigen 
Gruppe, in der der Stellenanwärter beim regel- 
mäßigen Verlaufe ſeiner Dienſtlaufbahn zuerſt 
f planmäßig angeſtellt wird. 
Gruppe 1; Zivilanwär terre 7700 8800 9350 9900 10 450 


Militäranwärte ..4 +... 2.0: 8800 9350 9900 10450 

2 Jitilanware r 9450 10800 11475 12150 212825 
Militarana rere Sch 211.475 2 122150 2128252 = 

„ Sipllanwtrterer rn Meer 10500 12000 12750.. 13500 14250 
Militäranärtes 12000 12750 13 500 14 250 

ere, 11200 12800 13 600 14400 15 200 
Militäranwärtenͤ 12800 13600 14400 15 200 

„;ö;/ 8 11900 13600 14450 15300 16 150 
Militäranwär terer 13 600 14450 15300 16 150 - 

» eee, . 12950 14800 15725 16650 17575 
Militäranwär ter 14800 15725 16650 0 

%% VVV 14000 16 000 17000 18000 19 000 
Militäranwär ten 16000 17000 18000 19000. 

IE ER 15 400 17 600 18 700 19800 20 900. 

» 9... 8 17500 20000 21 250 22 500 23 750 


77 Re 19600 22400 23 800 25200 26 600 
2. In Ziffer 3 wird die Zahl 9 500 durch die Zahl 12825 erſetzt. 


8.2. 


(ö) Bis zur anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes 
Geſetz erhalten die planmäßigen und nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten, die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Affiftenten mit planmäßiger Vergütung an den wiſſenſchaftlichen Hochſchüulen und die 
ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und Inſtitute 

einen weiteren Ausgleichszuſchlag in Höhe von 30 vom Hundert der.erften 10 000 Mark 
ihres aus Grundgehalt und Ortszuſchlag bzw. Grundvergütung und Ortszuſchlag ber 
ſtehenden Dienſteinkommens. 8 


(2)- Diefer weitere Ausgleichszuſchlag bleibt bei Berechnung der Bezüge außer Betracht, welche 
den Beamten für die Gewährung einer Dienſtwohnung angerechnet werden. . 


a 


9 3. 


Bis zur anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz 1 


erhalten die nichtplanmäßigen Beamten, die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung 
an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der wiſſenſchaftlichen 
Hochſchulen, Anſtalten und Inſtitute 
zur Grundvergütung nebſt Ausgleichszuſchlägen einen Notzuſchlag in der Höhe, daß 
Grundvergütung, Ausgleichszuſchläge und Notzuſchlag (ohne Frauenbeihilſe) zuſammen 


betragen, 
wenn ſie Zivilanwärter ſind 

im 1. Anwärterdienſt jahre... 255 ͤ ĩ 88 95 vom Hundert, 
„ 2. n) ERGO a 95 ) 

» 3 n 8 98 » > 
777 ²²mm;!mx ̃æ., ĩ ITELNNUR, 100 „* » 

» 5 77) a  RESBENBE LER AT 100 „ » 

wenn fie Militäranwärter find 

im 1. Anwärterdienſtjahrrãᷣuã . 95 vom Hundert, 
2.2: IR N ET (((( 98 » » 
Bus, JJ EEE ES EN 100 „ » 

„ 4. 77 (( 100 „ » 


des Anfangsgrundgehalts nebſt Ausgleichszuſchlägen (ohne Frauenbeihilfe) derjenigen Gruppe, in 
der ſie beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden. Bei 
Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem 5 bezeichnet find, iſt der 
Berechnung dieſes Notzuſchlags das um 10 vom Hundert gekürzte Anfangsgrundgehalt ſolcher 
Stellen zugrunde zu legen. a 

§ 4. 

(1) Die am 1. April 1922 im Dienſte befindlichen planmäßigen und nichtplanmäßigen Beamten 
werden mit ihrem bisherigen Beſoldungs⸗ und Anwärterdienſtalter in die neuen Dienſtbezüge 
eingewieſen. 

(e) Iſt ein Beamter nach dem 1. November 1921 in eine andere Beſoldungsgruppe über⸗ 
getreten oder erfolgt ein ſolcher Übertritt künftig, ſo werden der Berechnung des Beſoldungsdienſt⸗ 
alters in der neuen Beſoldungsgruppe die in dieſem Geſetze feſtgeſetzten Grundgehaltsſätze zu: 
grunde gelegt. 


Artikel II. 
8 i § 1. 
Mit Wirkung vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes find die Bezüge der Ruhegehalts⸗ 
empfänger, Wartegeldempfänger und Hinterbliebenen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes neu zu 
regeln. Das Beamten -Altruhegehaltsgeſetz vom 17 „Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 214) 


findet mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des 1. April 1920 der 1. April 1922 tritt. 


l 
2 
8 
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F 
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Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, vom 20. Mai 1882/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 298 und S. 99) wird wie folgt 
geändert: a VV 8 
1. 8 8 erhält als Abs. 3 folgende Beſtimmung: 7 7 

Der Jahresbetrag des Witwengeldes ift nach oben ſo abzurunden, daß 
bei der Teilung durch drei ſich volle Markbeträge ergeben. 


2. § 9 erhält als Abſ. 2 folgende Beſtimmung: 
Der Jahresbetrag des Waiſengeldes iſt nach oben ſo abzurunden, daß 
bei der Teilung durch drei ſich volle Märkbeträge ergeben. 


Artikel III. i 
Die neuen Sätze der Grundgehälter und Ortszuſchläge werden der Berechnung der Ruhegehälter 
und Wartegelder nur mit der Maßgabe zugrunde gelegt, daß ſich keine höheren Ruhegehälter und 
Wartegelder ergeben, als ſie die in den dauernden oder einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Reichs⸗ 
beamten bei gleichem ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommen und gleicher ruhegehaltsfähiger Dienſt⸗ 
zeit erhalten. Dasſelbe gilt ſinngemäß für die Hinterbliebenen. 


Artikel IV. 
b Sat: 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Finanzminiſter; fie find dem Land— 
tage zur Prüfung vorzulegen. 5 a 
8 + 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1922 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte 


tritt das Geſetz über die Gewährung eines weiteren Ausgleichszuſchlags an unmittelbare Staats 


beamte und Lehrperſonen vom 9. Februar 1922 (Geſetzſamml. S. 35) außer Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 19. April 1912. 


Sie Das Preu ziſche Staatsminiſterinm. 
(Siegel.) 
Braun. v. Richter. 


(Nr. 12265.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Zuſchlägen zur Grund⸗ 
erwerbſteuer, vom 7. Mai 1920. Vom 19. April 1922. 5 . 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 Ie 
Die in den $$ 1 und 2 des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Zuſchlägen zur, Grund⸗ 
erwerbſteuer, vom 7. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 278) erwähnten Hundertteile bedeuten Hundert⸗ 


teile vom ſteuerpflichtigen Werte des Grundſtücks. 
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§ 2. 
() Die Anderung der Grunderwerbſteuer im Rechtsmittelverfahren zieht von ſelbſt eine ent⸗ 
ſprechende Anderung der Zuſchläge nach ſich. 53 ee SE = 
(2) Gegen einen Zuſchlag kann ein beſonderes Rechtsmittel nur eingelegt werden, wenn es 
auf einen lediglich für die Zuſchläge geltenden Grund geſtützt wird. Auf das Verfahren finden 


die Vorſchriften der Reichsabgabenordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß für die Berufung die 
Bezirksausſchüſſe, für die Rechtsbeſchwerde das Oberverwaltungsgericht zur Entſcheidung berufen ſind. 


SR 

$ 30 des Grunderwerbſteuergeſetzes gilt auch für die Zuſchläge; ſofern jedoch der Steuer, 
beſcheid dem Steuerpflichtigen nicht ſpäteſtens zwei Wochen vor Ablauf der Dreimonatsfriſt zugeſtellt 
iſt, ſind Zinſen erſt vom Ablaufe der Zahlungsfriſt an ($ 30 Abſ. 1 Grunderwerbſteuergeſetzes) 
zu zahlen. 94 

S . 

(1) Die Hinterziehung der Zuſchläge wird mit Geldſtrafe bis zum zwanzigfachen Betrage der 
hinterzogenen Zuſchläge beſtraft. Die Strafe iſt zugleich mit der Strafe wegen der Hinterziehung 
der Grunderwerbſteuer und nach demſelben Vielfachen wie dieſe feſtzuſetzen. 

(2) Die auf die Zuſchläge entfallenden Teile der Geldſtrafen fließen, ſoweit ſie von den 
Gerichten verhängt ſind, in die Staatskaſſe. Die im Verwaltungswege feſtgeſetzten Teile der 
Geldſtrafen ſtehen inſoweit, als ſie den Landeszuſchlag betreffen, der Staatskaſſe, inſoweit als ſie 
den Gemeindezuſchlag betreffen, der Gemeindekaſſe zu. 

(3) Im übrigen findet der dritte Teil der Reichsabgabenordnung Anwendung. 

§ 5. 

(1) Die Vorſchriften des § 2 Abſ. 2, der SS 3 und 4 treten mit dem Tage nach der Ver— 
kündung dieſes Geſetzes in Kraft. Die Vorſchrift des § 2 Abſ. 1 hat rückwirkende Kraft vom 
1. Oktober 1919 ab. 

(2) Für Beſcheide der Bezirksausſchüſſe, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes zugejtellt 
ſind, läuft die Friſt zur Einlegung der Rechtsbeſchwerde von dem Inkrafttreten des Geſetzes an. 
Auf den Lauf der Friſt iſt es ohne Einfluß, wenn im Berufungsbeſcheid eine Rechtsmittelbelehrung 
nicht oder unrichtig erteilt iſt. ü 

(3) Soweit eine Rechtsbeſchwerde bereits bei dem Reichsfinanzhof eingelegt war, bedarf es 
einer erneuten Einlegung nicht. 8 6 s 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden die Miniſter der Finanzen und des Innern 
beauftragt. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verlündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 19. April 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter, 


zugleich für den Miniſter des Junern. 


(Siegel.) 
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